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A n fra g e b e a n tw 0 r tun g. 

J3ezugnebmand auf' eine Anfrage der Abg"m.p f ({ t\ f e r und Genossen, 

betreffend die Ermässigung der Gebühren für die Verleihung der österrei­

ohiachan staatsbiirgerschaf"t,tei1t Bundesminister für Finanzen 

br._ arg are t hamit, dass die im Gebührengesetz 1946 festgesetzte 

Gebühr,tUT die Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft duroh die 

Cebührennove11e 1949 dem zu dieser Zeit bestehenden Lohn- und Preisniveau 

angepasst und auf 2000 S erhöht wurde. Dadurch ergab sich auch die Notwendig­

kG1t~ den 1m § 8 dar Verordnung vom 7.FebrolaX 1947, BGB1 u Nrc 58, festge­

setzten Einkommensbetrag auf 24.000 S hinaufzu-setzen. Obwohl seit dem 

Jabre1949 weitere Erhöhungen des Lohn- und Preisniveaus vorgenommen warden, 

hat es die Bundesfinanzverwal tung - im Gegensatz zur Verwaltung des Landes 
~ 

Wien - bisher vemniedellt diese Erhöhungen zum Anlass zu nehmen:r dem Parlam.en'fl 

ein Gesetz über eine weitere Erhöhung der Staatsbürgerschaftsgebühren vorzu­

legen. lfit Rücks1oh,t darauf, dass sich das Verhältnis der Staatsbürgersohaf'ts­

gebtihr zur Einkommens- und L6hnhöhe im Vergleioh zu dem im Jahre 1949 be­

stehenden Verhältnis wesentliohgebessert hat, besteht keine wirtschaftliohe 

Botwendigkeit, die Eirikommensricht1inie der zitierten Verordnung über den B~ 
- ' 

trag von 24\.000 S, bzw. die Vermögansrioht1inie über 60_ 0008 zu.' steigern und 

dadurohdie Staatsbürgerschaftsgebühr auf diesem Umweg zu ermässigen. Dieses 
J.,'. 

Vorgehen würde' such dem Grundsatz der Steuergleichmässigkeit widerspreohen, 

weil Parsonent die in den Vorjwen eingebürgert wurden, gemessen am Realein­

kommen, zu einer höharen Gebühren1.eistung'harangezogen wurden,als sie nunmehr 

PersQnOl1 zu erbringen hätten. die künftig eingebürgert worden. 

Der Grad der :Bedürftigkeit der einzubürgernden Personen kann na.oh Mass­

gabe der ~atimmungen der §§ 8 und'9 der Verordnung vom 7Q Fobruar 1947, 

:BGB1.lir. 58, d.uroh Ermässigung der Staatsbürgorsohaftsgebühr bis auf 20 S , 

borilckSichtigt werden. 

-,-.-.-.-

188/AB VI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




